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Landesjugendhilfeausschuss 
des Freistaates Thüringen 
- 7. Legislaturperiode -

BESCHLUSSPROTOKOLL 
der 17. Sitzung des Landesjugendhilfeausschusses 
des Freistaats Thüringen am 25. September 2023 

01 Begrüßung durch die Vorsitzende 

Der Vorsitz der Sitzung wird durch die stellvertretende Vorsitzende geführt. Sie begrüßt zur 
Präsenzsitzung. 

01.1 Feststellung der form- und fristgerechten Einladung 

Die form- und fristgerechte Einladung wurde durch die Vorsitzende festgestellt. 

01.2 Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Die Beschlussfähigkeit wurde durch die Vorsitzende festgestellt. 

02 Bestätigung der Tagesordnung 

anwesend ja nein Enthaltung 

19 19 0 0 

Die Tagesordnung wurde nach Abstimmung einstimmig angenommen. 

TOP 05.2 und TOP 05.5 bis 05.6 werden nicht aufgerufen, da die Gremien nicht getagt ha-
ben. 

03 Genehmigung des Protokolls der 16. Sitzung vom 26. Juni 2023 

Das Protokoll wurde genehmigt. 

04 Information des Vorsitzenden des LJHA 

Die Sitzungstermine für den LJHA im Jahr 2024 finden am 
19. Februar 2024, 15. April 2024, 3. Juni 2024, 16. September 2024 und 2. Dezember 2024
im Thüringer Landtag, Raum F101 statt.

Zudem wird darüber informiert, dass Frau Jeanette Schilling (stimmberechtigtes Mitglied) und 
Herr Thomas Hess (beratendes Mitglied) ausgeschieden sind. Nachfolger sind noch nicht be-
nannt. 

Die stellvertretende Vorsitzende bittet darum, dass zukünftig der Geschäftsstelle des LJHA 
alle Termine und Protokolle der AG-Sitzungen zuzusenden sind. Im Gegenzug entfällt die Ab-
frage zu TOP 6 (Arbeitsstand in den Arbeitsgruppen).  
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05 Kurzberichte aus der Gremienarbeit 

05.1 Landesfamilienrat – schriftlicher Kurzbericht lag vor 

05.2 Stiftung HandinHand – hat nicht getagt 

05.3 Stiftung EJBW – schriftlicher Kurzbericht lag vor 

05.4 Landesschulbeirat – schriftlicher Kurzbericht lag vor 

05.5 Projektgruppe LSZ – hat nicht getagt 

05.6 Begleitbeirat zum Lebenslagenbericht – hat nicht getagt 

06 Berichte aus den Arbeitsgruppen 

06.1 Strategiegruppe 

Die schriftlich vorgelegten Informationen wurden zur Kenntnis genommen. 

Auf Nachfrage wird mitgeteilt, dass keine Erweiterung des Beschlusses der vorbereitenden 
AG Spezialisierte Einrichtungen bezüglich der Inklusion seitens der Verwaltung geplant ist. 

06.2 Arbeitsstand in den Arbeitsgruppen 

Die schriftlich vorgelegten Informationen wurden zur Kenntnis genommen. 

06.3 Beschlusskontrolle 

Die schriftlich vorgelegten Informationen wurden zur Kenntnis genommen. 

Auf Nachfrage wird informiert, dass die Berichterstattung zur Schuldistanz in der nächsten 
Sitzung am 4. Dezember 2023 erfolgen soll. Zudem werden die Kriterien zur Thematik „ohne 
Schulabschluss“ mit erläutert. 

07 Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 

07.1 Aktuelle Informationen 

07.1.1 Information der obersten Landesjugendbehörde zu aktuellen Entwicklungen im Be-
reich der Kinder- und Jugendhilfe 

BE: Frau Lorenz 

Im Bundeshaushalt 2024 sind deutliche Kürzungen in der Jugendhilfe (Einzelplan 17) vorge-

sehen. Es handelt sich um eine Reduzierung i. H. v. 179 Mio €. Frau Lorenz benennt die 

betroffenen Posten (u. a. Kinder- und Jugendplan, Zukunftspaket für Bewegung, Kultur und 

Gesundheit, Bundesfreiwilligendienst, Förderung der Mehrgenerationenhäuser, Zuschüsse 

bei ungewollter Kinderlosigkeit, …) welche einer Kürzung unterzogen worden sind. Die Länder 

können die finanzielle Belastung nicht übernehmen. Aktuell läuft eine Abstimmung der JFMK, 

zu einem Umlaufbeschluss, mit dem die Kürzungen abgelehnt werden.  

Micha.Hofmann
Hervorheben
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Die Thüringer Familienministerin und der Thüringer Bildungsminister unterstützen den Be-

schlussvorschlag. Thüringen ist Mitantragsteller. 

Der Landeshaushalt 2024 wurde im September 2023 im Parlament eingebracht. Allerdings 

sind die Gesetzesvorhaben zum ThürKJHAG und ThürKitaG im Haushalt noch nicht abgebil-

det. Es wird sich bemüht alle Belange einzubeziehen. Der Haushalts- und Finanzausschuss 

für den Einzelplan 04 findet am 17. Oktober 2023 statt. 

Die siebte Änderung zum ThürKJHAG wurde in den Landtag eingebracht. Der Bildungsaus-

schuss führt am 20. Oktober 2023 eine mündliche Anhörung durch. Der Vorsitzende des LJHA 

hat die Verwaltung gebeten einen Jugendcheck zu veranlassen. Weiterhin wurde gebeten das 

Jugendteam mit der Änderung der ThürKJHAG zu befassen. Die Stellungnahme des LJHA 

wird durch diese Stellungnahmen, ergänzt werden.  

Vom 22. bis 24. September 2023 fand der zweite Thüringer Jugendlandtag statt. Daran haben 

sich ca. 70 junge Menschenbeteiligt. Im Dezember 2023 könnte der Dachverband der Kinder- 

und Jugendgremien ggf. im LJHA berichten. 

Am 13.Oktober 2023 findet eine gemeinsame Sitzung der KMK und JFMK mit folgenden The-

menschwerpunkten statt: 

- Optimierung des Übergangs vom Elementar- in den Primarbereich

- Guter Ganztag und

- Fachkräftegewinnung und -sicherung.

Aktuelle Informationen zur AG inklusives SGB VIII werden in der Sitzung im Dezember 2023 

zur Verfügung gestellt. 

Es wird nachgefragt ob der Inflationsausgleich bei der Förderung anerkannt werden kann. Frau 

Lorenz führt aus, dass sich der Sachverhalt aktuell in der Klärung mit dem Finanzministerium 

befindet. Im Oktober 2023 soll hierzu eine Mitteilung an die Jugendämter erfolgen.  

Ferner wird seitens eines Mitglieds geäußert, dass es zunehmend zu Problemen im Bereich 

der Integration von Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt kommen wird. Zudem würde die Integ-

rationsrichtlinie zeitnah auslaufen. Aufgrund dessen bestätigt Frau Lorenz, dass die Richtlinie 

über die Gewährung von Zuschüssen aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds Plus und des 

Freistaats Thüringen zur Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit – Integrationsrichtlinie (Integ-

rationsrichtlinie) zum Ende des Jahres ausläuft. Die Zuständigkeit hierfür obliegt dem TMAS-

GFF. Durch die Einführung des § 16k SGB II, ist eine Förderung nach ESF nicht mehr möglich. 

Hingegen erfolgt die Förderung im Jugendbereich über die Aktivierungsrichtlinie. Diese Pro-

jekte werden bis Ende 2024 gefördert. Diese Thematik wird erneut in der Sitzung im Dezember 

2023 aufgerufen. 

Auf mehrfache Nachfrage wird das Gesamtpapier von der KMK und JFMK mit der Thematik 

„Entwicklung und Ausbau einer kooperativen Ganztagsbildung 

in der Sekundarstufe I“ diesem Protokoll beigefügt. 

-Anlage 1-

07.1.2 Information der Verwaltung Landesjugendamt (obere Landesjugendbehörde) 

BE: Frau Hager  
Es wird der aktuelle Stand zur Umsetzung des Landesjugendförderplans 2023-2027darge-
stellt. Die Präsentation ist dem Protokoll beigefügt. 

-Anlage 2-
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BE: Frau Lorenz 
Frau Lorenz informiert, dass die Richtlinie Investförderung in der Jugendarbeit und Jugendso-
zialarbeit vom Minister unterschrieben wurde und nun gültig ist. Sie wird dem Protokoll beige-
fügt.            -Anlage 3- 

 

 

Die Richtlinie zur örtlichen Jugendförderung befindet sich in der Abstimmung mit dem Thürin-
ger Rechnungshof und Thüringer Finanzministerium. Sie soll möglichst nahtlos ab 1. Januar 
2024 fortgesetzt werden. 
 
 
07.1.3 Informationen zu aktuellen Entwicklungen aus dem Bereich Jugendhilfe und Schule 
 
Es lagen keine weiteren Anfragen vor. 
 
In der nächsten Sitzung des LJHA soll über das „Start-Chancen-Programm“ und über die 
„GanztagInvest-Richtlinie“ informiert werden soll. 
 
 
07.2 Anfragen an das Landesjugendamt/TMBJS 
 
Es lagen keine Anfragen vor. 
 
 

08 Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 

 

08.1 Aktuelle Informationen  
 
Die schriftlich vorgelegten Informationen wurden zur Kenntnis genommen.  
 
Auf Nachfrage wurde mitgeteilt, dass 2025 die Beta-Version der Familien-App vorliegen soll.  
 
 
08.2 Anfragen an das TMASGFF 
 
Es lagen keine Anfragen vor. 
 
 

09 Verstetigung der Servicestelle Mitbestimmung 

 
BE: Frau Kumst und Herr Kopietz (TMBJS) 
 
Nachfragen wurden beantwortet.  
 
Die Präsentation wird dem Protokoll als Anlage beigefügt.    -Anlage 4- 
 
 

10 Beschlussfassung 

 
10.1  Digitalisierung in der Kinder- und Jugendhilfe in Thüringen 

Beschluss-Reg-Nr.: 109/23 
 

1. Der Landesjugendhilfeausschuss beschließt das Papier mit dem Titel  
„Digitalisierung der Kinder- und Jugendhilfe in Thüringen – Strukturen, Heraus-
forderungen und Handlungsempfehlungen“.  

Micha.Hofmann
Hervorheben

Micha.Hofmann
Hervorheben
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2. Der Landesjugendhilfeausschuss bittet die Verwaltung des Landesjugendam-
tes, die betreffenden Stellen in geeigneter Form zu informieren sowie die nächs-
ten Schritte für die Umsetzung der Maßnahmen des Papiers vorzubereiten und 
umzusetzen. 

 
Abstimmung: 
 

anwesend 
 

ja nein Enthaltung 

19 18 0 1 

 
Der Beschluss wurde einstimmig gefasst.  
 
 
10.2 Änderung namentliche Zusammensetzung der AG Umsetzungsbegleitung LJFP 

2023 bis 2027 
 Beschluss-Reg-Nr.: 110/23 
 

Der Landesjugendhilfeausschuss beschließt die Änderung der namentlichen Zu-
sammensetzung der AG Umsetzungsbegleitung Landesjugendförderplan 2023 
bis 2027. 

 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird als Nachfolger von Tino Gaß-
mann Herr Tim Strähnz benannt. 

 
Abstimmung: 
 

anwesend 
 

ja nein Enthaltung 

19 19 0 0 

 
Der Beschluss wurde einstimmig gefasst.  
 
 
10.3 Landesweite Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII 

– Distanz e.V. - Distanzierungsarbeit, jugendkulturelle Bildung und Beratung e.V. 
 Beschluss-Reg-Nr.: 111/23 
 

1. Der LJHA beschließt die landesweite Anerkennung als Träger der freien Jugend-
hilfe nach § 75 SGB VIII i. V. m. § 11 Abs. 1 Nr. 2 ThürKJHAG für Distanz e.V. - 
Distanzierungsarbeit, jugendkulturelle Bildung und Beratung e.V. 
 

2. Die Anerkennung wird für die Dauer von zwei Jahren ab Zugang des Anerken-
nungsbescheides befristet.  
 

 
Abstimmung: 
 

anwesend 
 

ja nein Enthaltung 

19 19 0 0 

 
Der Beschluss wurde einstimmig gefasst.  
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10.4 Landesfamilienförderplan nach § 5 Thüringer Familienförderungssicherungsge-
setzes (ThürFamFöSiG) 

 Beschluss-Reg-Nr.: 112/23  
 

Der Landesjugendhilfeausschuss beschließt den Landesfamilienförderplan für 
die Jahre 2024 bis einschließlich 2026 in der in der Sitzung am 25. September 
2023 vorliegenden Fassung. 

 
Ein Mitglied des LJHA trägt vor, dass es der Beschlussvorlage in der vorliegenden Form nicht 
zustimmen könne, da eine finanzielle Untersetzung des vorgelegten Entwurfes des Landesfa-
milienförderplans 2024 - 2026 fehle. Dabei wird für eine Anlage zum vorliegenden Planentwurf, 
aus der hervorgehen soll, welche finanziellen Mittel in welchem Förderbereich des Landesfa-
milienförderplans in dessen Laufzeit zur Umsetzung benötigt werden, plädiert.  
Die übrigen stimmberechtigten Mitglieder des LJHA widersprechen nicht.  
Es wird vorgeschlagen, dass die vorliegende Beschlussvorlage zunächst teilweise beschlos-
sen werden könnte und die o. g. Anlage in der kommenden Sitzung beschlossen werden kann. 
Die stellvertretende Vorsitzende des LJHA deutet an, dem Vorschlag zu folgen und einen Teil-
beschluss der Beschlussvorlage zur Abstimmung zu stellen.  
 
Daraufhin wird die Beschlussvorlage von der Verwaltung als Einreicher zurückgezogen. 
 
 
10.5  Fachliche Empfehlungen für Familienbildung in Thüringen 
 Beschluss-Reg-Nr.: 113/23 
 

Der Landesjugendhilfeausschuss beschließt den vorliegenden Entwurf der AG 
des LJHA zu den Fachlichen Empfehlungen für Familienbildung in Thüringen. 

 
Abstimmung: 
 

anwesend 
 

ja nein Enthaltung 

19 19 0 0 

 
Der Beschluss wurde einstimmig gefasst.  
 
 
10.6  Nachbenennung von LJHA-Mitgliedern in den Stiftungsrat der Stiftung Handin-

Hand 
 Beschluss-Reg-Nr.: 114/23 
 

Ergänzend zum Beschluss 107/23 vom 26. Juni 2023 benennt der Landesjugend-
hilfeausschuss Herrn Johannes Döring als Nachfolge des bis zum 31. August 
2023 berufenen Mitgliedes Heiko Höttermann für den Stiftungsrat der Stiftung 
„Hand in Hand“.  

 
Zudem benennt der Landesjugendhilfeausschuss Frau Katrin Konrad als stell-
vertretendes Mitglied von Frau Elke Lieback für den Stiftungsrat der Stiftung 
„Hand in Hand“. 

  

Micha.Hofmann
Hervorheben

Micha.Hofmann
Hervorheben

Micha.Hofmann
Hervorheben

Micha.Hofmann
Hervorheben
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Abstimmung: 
 

anwesend 
 

ja nein Enthaltung 

19 19 0 0 

 
Der Beschluss wurde einstimmig gefasst.  
 
 
10.7  Verstetigung der Servicestelle Mitbestimmung 
 Beschluss-Reg-Nr.: 115/23 
 

1. Der Landesjugendhilfeausschuss unterstützt die Verstetigung der Servicestelle 
Mitbestimmung im Landesjugendamt und deren Angebote zur Stärkung der Kin-
der- und Jugendbeteiligung in Thüringen. 

 
2. Die Servicestelle Mitbestimmung berichtet einmal jährlich im Landesjugendhil-

feaus-schuss über ihre Tätigkeit.  
 

Abstimmung: 
 

anwesend 
 

ja nein Enthaltung 

19 19 0 0 

 
Der Beschluss wurde einstimmig gefasst.  

 

 

Die stellvertretende Vorsitzende dankt allen Mitgliedern des LJHA und der Verwaltung. 
 
Die nächste Sitzung findet am 4. Dezember 2023 im Thüringer Landtag, Raum F 101, statt. 
Ende der Sitzung: 16:30 Uhr 
 
 
 
 
  gez. Birgit Klemm       gez. Franziska Haun 
(stellv. Vorsitzende)                (Protokoll) 



 
 

 

 
 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

Entwicklung und Ausbau einer kooperativen Ganztagsbildung  
in der Sekundarstufe I 

 
(Beschluss der Jugend- und Familienministerkonferenz vom 27.05.2020/ 

Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 18.06.2020) 
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Kooperative Ganztagsbildung1 dient der vertieften individuellen Förderung und der 

Persönlichkeitsentwicklung von jungen Menschen bzw. Schülerinnen und Schülern, 

der Stärkung der Schule als Lern- und Lebensort und der Angebote außerschulischer 

Jugendbildung. Darüber hinaus dient sie der Entkopplung von Herkunft und 

Bildungserfolg im Sinne einer Bildungs- und Chancengerechtigkeit und unterstützt das 

familienpolitisch wichtige Ziel, die Voraussetzungen für die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf zu verbessern. 

Die Entwicklung und der bedarfsorientierte Ausbau von Ganztagsschulen haben 

deshalb sowohl aus schulpolitischer als auch aus jugendpolitischer Sicht große 

Bedeutung. Sie ebnen für die Systeme der Schule und der Jugendhilfe den Weg für 

die kooperative Ausgestaltung einer Ganztagsbildung. Ganztagsschulen, 

außerschulische Partner/-innen der Jugendhilfe und weitere Bildungspartner/-innen 

planen dabei gemeinsam und unter aktiver Beteiligung von jungen Menschen 

Ganztagsangebote und führen diese durch. Diese Ganztagsangebote unterstützen 

junge Menschen dabei, ihre jeweils spezifischen Entwicklungsaufgaben zu bewältigen. 

Dazu gehören vor allem, 

• eine soziale, allgemeinbildende und berufliche Handlungsfähigkeit zu erlangen 

(Qualifizierung),  

• eine soziale, politische und ökonomische Eigenständigkeit zu entwickeln 

(Verselbstständigung) sowie 

• Standpunkte und Urteilskraft im Verhältnis zu anderen und zur Gesellschaft 

auszubilden (Selbstpositionierung). 

Der fortgesetzte Ausbau von Ganztagsschulen in Deutschland sowie die zunehmende 

Verweildauer junger Menschen in Ganztagsschulen erweitern aus bildungspolitischer 

Perspektive die Möglichkeiten und Chancen der individuellen Förderung von Kindern 

und Jugendlichen sowie die des fachlichen und sozialen Lernens. 

Aus jugendpolitischer Perspektive verbindet sich mit der Zunahme ganztägiger 

Bildungseinrichtungen eine wachsende Verantwortung dieser Einrichtungen dafür, das 

Wohlbefinden 2  junger Menschen zu berücksichtigen und sie bei ihren 

Entwicklungsaufgaben zu unterstützen. 

Für das Zusammenwirken von Schule und Jugendhilfe ergibt sich daraus der zentrale 

Auftrag, die Interessen und Bedürfnisse junger Menschen in ihrem Bestreben nach 

Verselbstständigung, Mitbestimmung, Selbstorganisation, Anerkennung und 

Selbstwirksamkeit ebenso in den Mittelpunkt zu stellen wie die Verantwortung für die 

                                            
1 Zur Begriffsklärung vgl. Definitionen in der Anlage.  
2 Zur Begriffsklärung vgl. Beschluss der Jugend- und Familienministerkonferenz vom 16./17.05.2019, TOP 6.5. 



3 
 

fachliche Qualifizierung der Jugendlichen. In diesem Zusammenhang eröffnen 

Ganztagsschulen mit ihren spezifischen (Förder-)Angeboten die Chance, Kinder und 

Jugendliche in der Vielfalt ihrer Interessen, Begabungen und Bedarfe besonders zu 

fördern. 

Eine Rhythmisierung, die eine Mischung von kognitiven, sozialen, emotionalen, 

motorischen und kreativen Angeboten und Anforderungen in unterschiedlicher 

Intensität und Folge sinnvoll über den gesamten Tag verteilt, soll Kinder und 

Jugendliche in ihrem gesamten Wahrnehmungsspektrum ansprechen und kann eine 

gute Basis dafür schaffen, ihre Motivation und Offenheit sowohl für unterrichtliche wie 

für außerunterrichtliche Bildungsprozesse zu erhöhen. 

Aus Sicht von Kultusministerkonferenz und Jugend- und Familienministerkonferenz 

stellt die Entwicklung einer kooperativen Ganztagsbildung einen geeigneten Weg dar, 

dem bildungs- wie jugendpolitischen Auftrag gerecht zu werden. Zur Umsetzung dieser 

Konzeption legen Kultusministerkonferenz und Jugend- und Familienminister-

konferenz die folgenden konzeptionellen, strukturellen, personellen, finanziellen und 

rechtlichen Handlungsempfehlungen vor. 

 

1. Konzeptionelle und strukturelle Aspekte der Entwicklung und des 

Ausbaus einer kooperativen Ganztagsbildung an Schulen 

1.1  Eine erfolgreiche Entwicklung von Angeboten der kooperativen 

Ganztagsbildung in der Sekundarstufe I ist grundsätzlich eine gemeinsame 

Entwicklungs-, Planungs- und Steuerungsaufgabe der öffentlichen und freien Träger 

der Jugendhilfe, der kommunalen Schulträger, der staatlichen Schulaufsichten sowie 

insbesondere der Schulen. Eine sich aufeinander beziehende, abgestimmte 

kommunale Bildungs- und Jugendhilfeplanung stellt eine zentrale Grundlage zur 

Erfüllung dieser Aufgabe dar. Auf Ebene der Schulen arbeiten die Schulleitung, 

Lehrkräfte, Fachkräfte der Jugendhilfe, Schülerinnen und Schüler sowie Eltern eng 

und vertrauensvoll zusammen. 

Die Schulleitung trägt die Gesamtverantwortung für die Ausgestaltung und den Ablauf 

des Ganztagsbetriebs an der Schule. Dies gilt insbesondere für die zielgerichtete 

Schul- und Unterrichtsentwicklung sowie die Qualitätsentwicklung. Für die 

Durchführung des (Fach- und Förder-)Unterrichts sind die Lehrkräfte als Experten der 

jeweiligen Fachdidaktik und Methodik verantwortlich. 

1.2  Die Ausgestaltung von Angeboten der kooperativen Ganztagsbildung in der 

Sekundarstufe I erfordert ein ko-konstruktives Zusammenwirken der Systeme Schule 

und Jugendhilfe (u. a. Jugendarbeit/außerschulische Jugendbildung). Weitere 

wichtige Bildungspartner/-innen aus den Bereichen Sport, Kultur, der Wirtschaft, von 



4 
 

Vereinen und Ehrenamtliche ergänzen auf der Grundlage des gemeinsamen 

Bildungsauftrags von Schule und Jugendhilfe das Bildungsangebot. Die Angebote 

werden auf die Interessen und Bedürfnisse junger Menschen hin ausgestaltet. 

1.3  Zur strukturellen Entwicklung des Bereichs Ganztagsbildung wird empfohlen, 

auf Landesebene Rahmenvereinbarungen zu entwickeln. Darin sollen die Grundsätze 

der Zusammenarbeit festgelegt werden, die in den regionalen und auf einzelne 

Schulen und Projekte bezogenen Vereinbarungen präzisiert werden. 

1.4  Als hilfreich für die Entwicklung von Angeboten einer kooperativen 

Ganztagsbildung wird es angesehen, wenn die kommunalen und freien Schulträger 

sowie die örtlichen Träger der öffentlichen und der freien Jugendhilfe gemeinsam mit 

den Schulen, der zuständigen staatlichen Schulaufsicht und ggf. weiteren 

strategischen Partnern/Partnerinnen vor Ort Vereinbarungen über ihre 

Zusammenarbeit schließen und dabei eine Verständigung zu fachlichen 

Schwerpunkten und zu Fragen der Finanzierung erreichen. 

1.5  Im Rahmen der bestehenden Strukturen sollen zwischen Schulen, den Trägern 

der Jugendhilfe sowie den außerschulischen Partnern/Partnerinnen projektbezogen 

oder für eine dauerhafte Zusammenarbeit Vereinbarungen zu den Angeboten der 

kooperativen Ganztagsbildung geschlossen werden. Dabei sind auf der Grundlage der 

ländereigenen Rahmenvereinbarungen u. a. Fragen der Inhalte und Ziele, des 

gemeinsamen Bildungsverständnisses, der Berücksichtigung der Bedürfnisse sowie 

der Beteiligung und Mitwirkung junger Menschen, der räumlichen Gegebenheiten für 

das Angebot, der Zusammenarbeit bei der konzeptionellen Gestaltung des 

Ganztagskonzepts sowie ggf. versicherungsrechtliche und finanzielle Aspekte zu 

konkretisieren. Von besonderer Bedeutung ist es dabei, die jeweiligen Aufgaben und 

Verantwortlichkeiten aller beteiligten Partner/-innen klarzustellen. 

1.6  Dabei kann auch erwogen werden, die Verantwortung oder eine 

Mitverantwortung für den organisatorischen Rahmen von Angeboten bzw. Projekten 

des Ganztags auf einen kooperierenden Träger der außerschulischen Jugendbildung 

zu übertragen, der über Erfahrungen in der Gestaltung von Beteiligungsprozessen 

verfügt. 

1.7  Im Rahmen einer kooperativen Ganztagsbildung müssen Ganztagsschulen 

weitreichende Möglichkeiten für die Beteiligung der Schülerinnen und Schüler an der 

Gestaltung ihres Alltags bieten. Es ist eine gemeinsame Aufgabe von Schule, 

Jugendhilfe und den weiteren Bildungspartnern/-partnerinnen (vgl. Punkt 1.2), 

a. die Mitbestimmungskompetenzen und die Beteiligungsbereitschaft der jungen 

Menschen zu stärken, 

b. die Jugendlichen an Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen über 

Angebote, Regeln und Zielsetzungen systematisch zu beteiligen sowie 
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c. Gelegenheiten zur Selbstorganisation strukturell zu verankern, in denen sie ihre 

Projekte eigenständig initiieren, verantwortlich durchführen und in 

demokratischen Verfahren darüber entscheiden. 

Grundlage dafür ist, die Erfahrungen mit schulischen Mitwirkungsmöglichkeiten, mit 

Partizipationsansätzen in der Jugendhilfe und mit der Selbstorganisation im Rahmen 

der Jugendverbandsarbeit gemeinsam auszuwerten und geeignete Strategien und 

Konzepte für die jeweilige Schule zu entwickeln. 

1.8  Durch die gemeinsame verantwortliche Gestaltung von ganztägigen Angeboten 

mit der Schule eröffnet sich für die Träger der Jugendhilfe und alle anderen an der 

Ganztagsgestaltung beteiligten Akteuren die Chance, ihre besonderen Potenziale 

einzubringen, strukturierte Beteiligungsgelegenheiten und Selbstwirksamkeits-

erfahrungen zu schaffen und Freiräume verfügbar zu machen. Dazu ist es erforderlich, 

dass die Angebote der Träger der Jugendhilfe wie auch der weiteren außerschulischen 

Partner/-innen als sinnvolle Erweiterung und Ergänzung von der Schule akzeptiert 

werden und vonseiten der außerschulischen Träger und Fachkräfte der Jugendhilfe 

die Bereitschaft besteht, aktiv auf die Schule zuzugehen. 

1.9  Die Entwicklung und der Ausbau einer kooperativen Ganztagsbildung in der 

Sekundarstufe I erfordert die Klärung des Verhältnisses zu den Horten, die im Rahmen 

der Jugendhilfe betrieben werden.  

Jedoch muss in den Ländern, die in Ausfüllung des § 24 SGB VIII insbesondere auch 

auf die Hortbetreuung gesetzt haben und in den Ländern, in denen ein 

bedarfsgerechtes Angebot zur Verfügung steht, die Entwicklung von 

Ganztagsangeboten im Bereich der Sekundarstufe I mit der Entwicklung der Horte 

abgestimmt werden. Dabei bestehen grundsätzlich zwei Entwicklungsmöglichkeiten: 

• Für den Nachmittag stehen den Schülerinnen und Schülern Angebote sowohl 

der Jugendhilfe als auch der Schule zur Verfügung; die Eltern erhalten ein 

Wahlrecht. Dabei ist darauf zu achten, dass die Angebote in beiden Strukturen 

vergleichbar sind. Dies betrifft insbesondere Fragen der Verlässlichkeit, der 

Qualität des Angebots und der Elternbeiträge. 

• Denkbar ist es, die Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsangebote an den 

Nachmittagen und in den Ferien für die Schülerinnen und Schüler entweder nur 

durch die Schule oder nur durch die Jugendhilfe bereitzustellen bzw. nach 

Klassenstufen differenziert der Schule oder der Jugendhilfe als Aufgabe 

zuzuweisen. 
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2. Fach- und Führungskräfte 

2.1  Der regelhafte und verbindliche Austausch zwischen den Fach- und 

Führungskräften der Schule und der Jugendhilfe ermöglicht eine Erweiterung und 

Differenzierung der umfassenden Wahrnehmung der Kinder und Jugendlichen und 

muss im Sinne der kooperativen Professionalität deshalb systematisch entwickelt 

werden. Dabei ist zu beachten, dass der Schulleitung kein arbeitsrechtliches 

Direktionsrecht gegenüber den von Kooperationspartnern/-partnerinnen eingesetzten 

Personen zusteht. Rechtlich möglich sind deshalb nur Absprachen, insbesondere 

zwischen der Schule und den Kooperationspartnern/-partnerinnen, keine einseitigen 

Festlegungen von Arbeitszeit, Arbeitsdauer, Arbeitsort und Art der Arbeitsausführung. 

2.2  Erfolgreiche Angebote der kooperativen Ganztagsbildung erfordern 

Multiprofessionalität und die verbindliche Zusammenarbeit unterschiedlicher 

Berufsgruppen in den Ganztagsschulen. Die Möglichkeiten, die eine kooperativ 

gestaltete Ganztagsbildung jungen Menschen für die Bewältigung ihrer 

Entwicklungsaufgaben eröffnet, müssen verstärkt in der Aus-, Fort- und Weiterbildung 

von sozialpädagogischen Berufsgruppen berücksichtigt werden. Gleichermaßen sind 

die damit verbundenen Anforderungen in die Lehreraus- und -fortbildung zu 

integrieren. Insbesondere sind für die Schulleitung, die an der Ganztagsschule die 

Gesamtverantwortung trägt, entsprechende Qualifizierungs- und 

Fortbildungsmaßnahmen anzubieten. 

2.3  Gemeinsame Fortbildungsveranstaltungen von Fach- und Führungskräften der 

Schulen und der Jugendhilfe sowie allen weiteren außerschulischen 

Partnern/Partnerinnen dienen der Verbesserung der Zusammenarbeit und der 

gemeinsamen Konzeptentwicklung. 

 

3. Finanzierung 

3.1  Die erfolgreiche und verlässliche Zusammenarbeit von Schule und Jugendhilfe 

im Rahmen von kooperativer Ganztagsbildung hat für beide Systeme die Absicherung 

der dazu notwendigen Ressourcen zur Voraussetzung. Nur eine fortgesetzte 

gemeinsame konzeptionelle und multiprofessionelle Zusammenarbeit kann zu 

nachhaltigen Schulentwicklungsprozessen im Sinne der jungen Menschen und zu 

positiven Effekten auf die Angebotsstrukturen der außerschulischen Jugendbildung 

führen. 

3.2  Das pädagogische Personal der Ganztagsschule wird in der Regel vom Land 

bzw. vom kommunalen oder privaten Schulträger gestellt, sofern diesem auch der 

Personalaufwand obliegt. 
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3.3  Es wird empfohlen, die Finanzierung der Angebote der Jugendhilfe in den in 

Unterziffern 1.3, 1.4 und 1.5 genannten (Rahmen-)Vereinbarungen zu regeln. 

 

4. Recht 

4.1  Grundlage für die rechtliche Ausgestaltung der Beziehung zwischen der Schule 

und der Jugendhilfe und damit Grundlage für die entsprechenden Vereinbarungen ist 

die enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit unter Berücksichtigung der jeweiligen 

Strukturen des jeweiligen Partners bzw. der jeweiligen Partnerin. Zum Weisungsrecht, 

zur Dienst- und Fachaufsicht und zu den jeweiligen Verantwortungsbereichen sind 

unter Beachtung der Strukturen Regelungen in den Vereinbarungen zu treffen. Hierbei 

sind die Verantwortungsbereiche der jeweiligen Leitungen der Schulen und der 

Einrichtungen in besonderer Weise zu berücksichtigen. 

4.2  Für die Verbindung von Jugendhilfe- und Schulentwicklungsplanung – soweit 

sie sich jeweils auf die Entwicklung und Durchführung von Angeboten der 

Ganztagsbildung in der Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Schule beziehen – sind 

die entsprechenden rechtlichen Grundlagen zu schaffen bzw. in den Ländern zu 

konkretisieren. Damit sollen für beide Planungsbereiche eine gemeinsame 

Zielperspektive entwickelt und die Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsleistungen 

vor Ort optimaler aufeinander bezogen und miteinander abgestimmt werden. 

4.3  Die Verpflichtung in der Jugendhilfe zur partnerschaftlichen Zusammenarbeit 

(§§ 4, 81 SGB VIII) soll in den Schulgesetzen der Länder eine Entsprechung erfahren. 

Es sollte angestrebt werden, die gesetzlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, 

eine angemessene Beteiligung und partnerschaftliche Mitwirkung von Lehr- und 

Fachkräften in den jeweiligen (Gremien-)Strukturen von Schule und Jugendhilfe 

sicherzustellen. Um die Qualität und die Weiterentwicklung der Ganztagsschule 

kontinuierlich zu befördern, kann eine Steuergruppe oder ein Entwicklungsbeirat als 

gemeinsames Gremium, nach Möglichkeit unter Beteiligung von Kindern und 

Jugendlichen, eingerichtet werden. 

 

5. Schlussbemerkung 

Der vorliegende Beschluss aktualisiert Ziffer 2 des Beschlusses „Zusammenarbeit von 

Schule und Jugendhilfe zur ‚Stärkung und Weiterentwicklung des Gesamtzusammen-

hangs von Bildung, Erziehung und Betreuung‘“ (Beschluss der Jugendminister-

konferenz vom 13./14.05.2004/Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 

03./04.06.2004). 
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Anlage: Definitionen 

(1) Ganztagsschulen 

Ganztagsschulen haben sich in Deutschland unter der Leitidee von Bildung, Erziehung 

und Betreuung entwickelt. Der (zeitlich-organisatorische) Rahmen von 

Ganztagsschulen ist dabei i. d. R. durch die Beschreibung der 

Kultusministerkonferenz abgesteckt. Dabei sind Ganztagsschulen in den Ländern auf 

unterschiedliche Weise rechtlich, finanziell und personell verankert (und werden z. T. 

auch anders bezeichnet). In Ganztagsschulen finden ergänzend zur 

Regelstundentafel Ganztagsangebote statt, die mit dem Unterricht in Zusammenhang 

stehen sollen. 

(2) Ganztagsangebote 

Dabei handelt es sich in der Regel um Angebote, die außerhalb der Regelstundentafel 

von Ganztagsschulen durchgeführt werden. Ganztagsangebote sind intendierte und 

zeitlich begrenzte Veranstaltungen. Sie werden von schulischem Personal und/oder 

dem Personal außerschulischer Kooperationspartner/-innen durchgeführt. Die 

Teilnahme der jungen Menschen daran kann verpflichtend oder freiwillig sein. 

Die Ganztagsangebote können auch als Angebote der Jugendhilfe außerhalb von 

Schule stattfinden, so im Hort oder in Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit. 

Möglich sind auch Einrichtungen, bei denen Ganztagsschulen und Horteinrichtungen 

unter dem Dach der Schule kombiniert werden. 

(3) Ganztagsbildung 

Von Ganztagsbildung soll dann gesprochen werden, wenn die Kernherausforderungen 

(oder spezifischen Entwicklungsaufgaben) der Jugendphase, Qualifizierung, 

Verselbstständigung und Selbstpositionierung junger Menschen als Leitkonzept in 

einen kooperativen Ansatz eingefasst und umgesetzt werden. Dabei arbeiten 

verschiedene Institutionen bzw. Einrichtungen in abgestimmter und gleichberechtigter 

Weise zusammen, insbesondere Ganztagsschulen, Träger der 

Jugendarbeit/außerschulischen Jugendbildung und/oder weitere Bildungsträger.  

Ganztagsbildung findet sowohl im Rahmen von Schule als auch außerhalb davon statt. 

Im Rahmen einer jugendorientierten Ganztagsbildung nehmen Ganztagsschulen und 

die außerschulischen Kooperations- und Bildungspartner/-innen die 

Herausforderungen der Jugendphase als Ausgangspunkt und machen unter 

Beteiligung junger Menschen Angebote auf Basis eines gemeinsamen und 

miteinander abgestimmten Bildungsverständnisses. 
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• Neufassung der RL vom 4. Juli 2023 (Thür. Staatsanzeiger 
vom Nr. 32 S. 990-992)

• Bedarfsentscheidungen in Neufassung abgebildet

• Anteilige Förderung von Betriebskosten

• Mehrjährige Projekte

• Steigerung von Tagessätzen

• Förderung von Angeboten der Kinder- und Jugenderholung

• Bedarfsentscheidungen in Neufassung verändert abgebildet

• Förderung von personalbezogenen Sachkosten

• Aufnahme einer Pauschale zur Förderung von Personalnebenkosten

• Keine Streichung der 70:30 Regelung (SOLL Vorschrift) 

2

Stand der Umsetzung LJFP 2023-2027



• Förderung von 26 struktursichernden Stellenanteilen bei 
Thüringer Jugendverbänden  derzeit Antragsstellung für 
Pauschale der Personalnebenkosten in Höhe von 5.000 €

• Globalförderung der Thüringer Jugendverbände 

• Förderung der Geschäftsstelle LKJ und LJRT, der EJBW wie 
im Plan ausgewiesen

• Erhalt von 10 Fachreferentenstellen bei Thüringer 
Jugendverbänden 

3

Stand der Umsetzung LJFP 2023-2027



• Förderung von 2 Projekten der Kinder- und Jugenderholung 
in Höhe von 7.000 €

• Internationale Jugendarbeit Landesmittel in Höhe von 40.000 
€ bewilligt

• 10 mehrjährige Projekte der außerschulischen Jugendbildung 
sind mit Verzögerung gestartet (9 werden aus Landesmitteln 
derzeit gefördert)

• derzeit Antragsstellung anteilige Betriebskostenförderung bei 
den Jugendbildungseinrichtungen bis 30.09.2023

4

Stand der Umsetzung LJFP 2023-2027



• Förderung der kostenfreien JULEICA Ausbildung wie im Plan 
ausgewiesen 

• Beratungsleistungen bei Jugendbildungseinrichtungen in 
Höhe von 9.000 € abgerufen (6 Einrichtungen)

• Freigabe von Priorität 16 und 17

• Stellenausschreibung bei TMBJS/LJA zur Fachberatung in 
der außerschulischen Jugendbildung erfolgt (Beschluss LJFP 
2023 bis 2027 im LJHA)

5

Stand der Umsetzung LJFP 2023-2027



Yvonne Hager, Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport

6

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

Yvonne Hager 
Landesjugendhilfeplanung 

THÜRINGER MINISTERIUM FÜR BILDUNG, JUGEND UND SPORT 
Referat Jugendpolitik 

99096 Erfurt,  
Werner-Seelenbinder-Straße 6 

Tel: (0361) 57 3411 944 
www.tmbjs.de 

Yvonne.Hager@tmbjs.thueringen.de 
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Mitbestimmung junger Menschen 

3



Überblick: Mitbestimmung junger 

Menschen in Thüringen

4

2014
Koalitionsvertrag 

(Die Linke, SPD 

und Bündnis 90/Die 

Grünen)

2017
Landtagsbeschluss: 

Eigenständige 

Jugendpolitik für 

Thüringen

2019
Landtagsbeschluss:

Grundlagen einer 

eigenständigen 

Jugendpolitik

Kabinettsbeschluss:

Landesstrategie 

Mitbestimmung

2020
Befragung der 

Kommunen & 

Praxisprojekt

Gesetzesänderungen

II./III.Q. 2021
Verabschiedung 

§26a ThürKO

Einrichtung der 

Servicestelle 

Mitbestimmung

2022
Ergebnisse der 

Jugendbefragung

Erste Jugend-

Checks

(ohne partizipative 

Einbindung)

IV.Q. 2021
Kabinettsbeschluss: 

Jugend-Check 

Thüringen



17

5

2022

Landkreise/ kreisfreie Städte mit einem 
Jugendmitbestimmungsgremium (JMG) 

und Vertretung im Jugendhilfeausschuss

mit JMG ohne JMG

Überblick: Mitbestimmung junger 

Menschen in Thüringen

5

Erhebung im Rahmen der Örtlichen Jugendförderung

Quelle: Eigene Darstellung.
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Überblick: Mitbestimmung junger 

Menschen in Thüringen

6

Quelle: Drucksache 7/5608, eigene Darstellung.

41

590

Umsetzung von § 26a Thüringer Kommunalordnung zur 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in den 

Gemeinden 
(Stand: Juni 2022)

Kommunen mit Satzungsänderungen Kommunen ohne Satzungsänderungen



Überblick: Mitbestimmung junger 

Menschen in Thüringen

7

Thüringer Jugendbefragung

 Befragung im Zeitraum Dezember 2021 bis Januar 2022

 12.529 Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene

 Ausgewählte Ergebnisse zum Themenfeld:

 Mehr als zwei Drittel der jungen Menschen in Thüringen haben 

Interesse an der Politik in Deutschland, je älter die Befragten, 

umso höher ist tendenziell das Interesse (18 bis 27-Jährige: 71 

Prozent sehr/ eher interessiert)

 Mitbestimmung können Kinder und Jugendliche hauptsächlich 

im Freundes- und Familienkreis, am eigenen Wohnort nach der 

eigenen Meinung gefragt zu werden, trifft lediglich für 19,5 

Prozent zu



Zielstellungen der Servicestelle 

Mitbestimmung

8

Arbeitsgrundlage: 

Landesstrategie Mitbestimmung junger Menschen

Übergeordnetes Ziel der Servicestelle Mitbestimmung:

Stärkung der Kinder- und Jugendpolitik als 

eigenständiges Politikfeld in Thüringen

• Beratung und Information

• Vernetzung

• Fortbildungen

• Gremienbetreuung

• Öffentlichkeitsarbeit

• Umsetzung Jugend-Check Thüringen
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Beratung und Information & Öffentlichkeitsarbeit:

 Fortsetzung Praxisprojekt zur                           

Landesstrategie Mitbestimmung

 Veröffentlichung Handreichung zur                       

Umsetzung des § 26a Thüringer                     

Kommunalordnung

 telefonische Beratung und vor Ort

 Homepage Servicestelle                                

Mitbestimmung

 Aufbau eines Newsletters im                              

Themenfeld (5 veröffentlicht)

Umsetzung der Zielstellungen



10

Gremienbetreuung & Vernetzung:

 Begleitung der Interministeriellen Arbeitsgruppe Mitbestimmung

 Organisatorische Begleitung des Dachverbandes der Kinder-

und Jugendgremien Thüringen

 Aufbau eines Netzwerkes für                          

Prozessmoderator*innen und                      

Beteiligungsfachkräfte in Thüringen

 Vernetzung und Kooperation mit                                           

freien Trägern                                      

 Teilnahme am Bundesnetzwerk-

treffen der Servicestellen für                                                         

Kinder- und Jugendbeteiligung Netzwerktreffen der Prozessmoderator*innen 

und Beteiligungsfachkräfte im März 2023

Quelle: Servicestelle Mitbestimmung.

Umsetzung der Zielstellungen
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Fortbildungen:

 Fortführung der Prozessmoderator*innen für Kinder- und 

Jugendbeteiligung Ausbildung in Kooperation mit dem 

DKHW

 Organisation eines jährlichen Fachtages                           

mit thematischen Schwerpunkt

 Ausbau des Angebotes im                     

Fortbildungskatalog des                         

Landesjugendamtes

Umsetzung der Zielstellungen
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Umsetzung des Jugend-Checks in Thüringen:

 Start des dreijährigen Modellprojektes: 1. Quartal 2022

 Besonderheit in Thüringen: partizipative Einbindung von 

jungen Menschen

 Zwischen März und September 2023:                                 

3 Treffen des Jugend-Teams

 Integration in den Gesetz-

gebungsprozess der                                              

Landesregierung

Quelle: Leon Glatzel für das TMBJS

Umsetzung der Zielstellungen
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 Sensibilisierung gegenüber der Thematik von Akteur*innen auf 

kommunaler und Landesebene 

• Sitzungen der IMAK Mitbestimmung: 1x 2021, 2 x 2022, 3x 2023

• Teilnahme an kommunalen Beratungen & Veranstaltungen: + 6

• Hohes Interesse an Fachtagung zum Themenfeld „Kommunale Kinder-

und Jugendbeteiligung“ (ca. 100 Teilnehmende)

 Fortführung und Ausbau von Fortbildungsangeboten im 

Themenfeld Mitbestimmung junger Menschen (+14)

 Anregung und Ausbau von überregionalen 

Vernetzungsmöglichkeiten (+4)

Rückblick 
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Rückblick

 Stärkung der Selbstvertretung junger Menschen auf 

Landesebene

• Einladung des DKJG‘s Thüringens in die IMAK Mitbestimmung

• Gespräche zum Aufbau einer Selbstvertretung im Bereich HzE

 Umsetzung des Jugend-Checks hat sich mit der Verankerung 

in der Servicestelle Mitbestimmung bewährt

• Prüfung von 21 Gesetzesentwürfen (wissenschaftlich)

• Jugend-Checks zu 7 Gesetzesentwürfen                                                 

(3 in Bearbeitung)

• 3 Gesetzesentwürfe mit partizipativer Einbindung                                  

von jungen Menschen
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 Fachtag „Beteiligung in den Einrichtungen der Hilfen zur 

Erziehung“ am 23. Oktober 2023, Erfurt

 Broschüre „Junge Menschen im Jugendhilfeausschuss“

 Entwicklung einer Selbstvertretung im Bereich Hilfen zur 

Erziehung anstoßen

 Weiterentwicklung des Fortbildungsangebotes

 Kooperation mit Schulämtern ausbauen

 Jährlicher Bericht der Servicestelle                                 

Mitbestimmung im Landesjugendhilfeausschuss

Ausblick
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 Evaluation Jugend-Check Thüringen

 Evaluation der Landesstrategie Mitbestimmung junger 

Menschen

 Fortschreibung der Landesstrategie Mitbestimmung junger 

Menschen

…

Ausblick



www.tmbjs.de

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!



www.tmbjs.de

Servicestelle Mitbestimmung

Sie erreichen uns unter:

Juliane Kumst: 0361 5734 11514

Till Kopietz: 0361 5734 11674

mitbestimmung@tmbjs.thueringen.de
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